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BESCHLUSS 
__________________________________________________________________________ 

 

des Bundesvorstandes der FDP, Berlin, 6. Juni 2016 
___________________________________________________________________________ 

 
 

Rechtsstaatlichkeit in der Europäischen Union sichern! Libe-
rale Kräfte in Polen und Ungarn stärken! 
 
Mit großer Sorge beobachtet die FDP, wie in Ungarn und Polen die Grundwerte der Europäischen 
Union zunehmend beschnitten und verletzt werden. 
 
Die Freien Demokraten sagen allen liberalen und reformorientierten Kräften in Politik und Zivilgesell-
schaft in Polen und Ungarn ihre Unterstützung zu. Die FDP ruft alle liberalen Organisationen und 
Persönlichkeiten auf, sich für die Stärkung freiheitlicher Kräfte in den beiden Ländern einzusetzen. 
Wir freuen uns, dass mit Nowoczesna Polska wieder eine liberale Stimme im polnischen Parlament 
vertreten ist, die sich für ein freies, demokratisches und rechtstaatliches Polen in Europa einsetzt. 
Die Freien Demokraten fordern die Europäische Kommission und die Mitgliedstaaten auf, sich nach-
haltig für eine Verteidigung der gemeinsamen europäischen Werte in der gesamten Europäischen 
Union einzusetzen. 
 
Die FDP unterstützt mit Nachdruck das von der Europäischen Kommission eingeleitete Rechtsstaats-
verfahren gegen Polen sowie die Arbeit der Venedig-Kommission des Europarats. Die Freien Demo-
kraten teilen die Auffassung der Venedig-Kommission, dass die PiS-Regierung Polen in eine instituti-
onelle Krise geführt hat, die die Rechtsstaatlichkeit, die Demokratie und die Menschenrechte gefähr-
det. Wir erwarten von der Europäischen Kommission, dass sie diesen Befund in ihre Bewertung auf-
nimmt und zeitnah der polnischen Regierung Vorschläge unterbreitet, wie die Krise überwunden 
werden kann. 
 
Die Freien Demokraten fordern die Europäische Volkspartei und ihre Mitgliedsparteien CDU/CSU auf, 
endlich Viktor Orban und seiner FIDESZ die schützende Hand zu entziehen. 
 
Veränderung beginnt mit Dialog. Daher ruft die FDP alle in Städtepartnerschaften engagierten Bürge-
rinnen und Bürger, Kommunen und Länder auf, gerade jetzt die Kontakte zu ihren polnischen und 
ungarischen Partnern zu intensivieren und die freiheitlich orientierte Zivilgesellschaft zu stärken. 
 


